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Protokoll 
Gemeindeversammlung Rechnung 2024 
 
vom Dienstag, 17. Juni 2025, 20.00 Uhr 
in der Mehrzweckanlage Rotewis 
 

 

Vorsitz: Urs Rutishauser (Gemeindepräsident) 

Presse: Urs Brüschweiler (Thurgauer Zeitung), Inka Grabowsy (Allg. Anzeiger) 

Entschuldigt: Daniel Artho, Christine und Mathias Nater 

Gäste: Alexander Böni und Gerardo Zampelli (IBG Engineering AG), Nicole Cianci (Fi-
nanzverwalterin), Pamela Meyer-Herbon, Harald, Maximilian und Antonia 
Herbon (Einbürgerungskandidaten), Christine, Tara und Florian Schachlitz 
(Einbürgerungskandidaten), Andre Felix, Artur Stubert, Tanja Kretschmer, 
Deniz Nägeli (Einwohner ohne Stimmrecht), Christoph Nägeli (GPK Amriswil) 

Wahlbüro: Jürgen Keller, Hans-Ruedi Stocker 

Protokoll: Elisabeth Isik (Gemeindeschreiberin) 
 

 

 
Begrüssung und Eröffnung 
Die Gemeindeversammlung der Politischen Gemeinde Güttingen wird im Anschluss an die Schulge-
meindeversammlung Güttingen durchgeführt und beginnt um 20.45 Uhr. 
 
Gemeindepräsident Urs Rutishauser begrüsst namens des Gemeinderates die Stimmbürgerinnen und 
die Stimmbürger zur Rechnungsversammlung 2024 der politischen Gemeinde Güttingen, im Spezi-
ellen die Neuzuzügerinnen und Neuzuzüger sowie Jungbürgerinnen und Jungbürger, welche heute 
zum ersten Mal an einer Versammlung teilnehmen. Ebenso begrüsst er die Gemeindeschreiberin Eli-
sabeth Isik, die Finanzverwalterin Nicole Cianci sowie die Medienvertreterin Inka Grabowsky vom 
Allg. Anzeiger und Urs Brüschweiler von der Thurgauer Zeitung. Er bedankt sich im Voraus für die 
objektive Berichterstattung. Urs Rutishauser bedankt sich bei der Schulbehörde für die Zurverfügung-
stellung der Mehrzweckhalle sowie beim Werkhofteam der Gemeinde, für das Einrichten der Räum-
lichkeiten.  
 
Die Versammlung wird durch Urs Rutishauser eröffnet, dabei weist er darauf hin, dass allfällige Ver-
fahrensmängel bis zum Ende der Versammlung gerügt werden müssen. Das Stimmmaterial wurde, 
unter Beachtung der gesetzlichen Frist, den Stimmbürgern rechtzeitig zugestellt. Es wurde rechtzeitig 
und formell korrekt zur Gemeindeversammlung eingeladen. 
 
Feststellung der Präsenz 
Stimmberechtigte der Gemeinde Güttingen:  1130 
Anwesende Stimmberechtigte:  96 = 8.5 %  
Absolutes Mehr 49 
Gäste 16 
Medien 2 
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Urs Rutishauser erteilt den Anwesenden, gemäss § 22 der Gemeindeordnung die Möglichkeit, be-
züglich der Einladung zur Versammlung, der Stimmberechtigung von Anwesenden oder zur Trak-
tandenliste Einwand zu erheben. Die Traktandenliste wird stillschweigend genehmigt. 
 
Traktandenliste 
1. Protokoll Gemeindeversammlung vom 14.11.2024 
2. Einbürgerung Familie Herbon 
3. Einbürgerung Familie Schachlitz 
4. Kreditbegehren Gestaltungsplan und Studienwettbewerb – Areal Bruag 
5. Kreditbegehren Bachöffnung Otmarbach, Hochwasserschutz Zentrum bis Mündung 
6. Kreditbegehren Zusatzkredit Regenabwasserleitung Hornbachstrasse, Teil 1 
7. Kreditbegehren Fernwärmeleitung Überbauung Seewärts 
8. Rechnung 2024 
9. Mitteilungen 
10. Umfrage 
 
 
Als Stimmenzähler werden die Personen Elsbeth Thalmann und Marc Neuenschwander, analog der 
vorhergegangenen Schulgemeindeversammlung, zur Abstimmung vorgeschlagen. 
 
Es werden keine weiteren Vorschläge unterbreitet. Die Wahl der Stimmenzähler wird stillschweigend 
genehmigt. 
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Protokoll Gemeindeversammlung vom 14.11.2024 Nr. 1/2025 
 
Ausgangslage 
Das Protokoll der Gemeindeversammlung vom 14.11.2024 wurde von der Gemeindeschreiberin Eli-
sabeth Isik verfasst und konnte auf der Gemeinde-Webseite heruntergeladen, telefonisch bestellt 
oder bei der Gemeindekanzlei eingesehen werden. 
 
Diskussion 
Armin Griesemer wünscht folgende Korrekturen: Er möchte klarstellen, dass er nie gesagt habe, dass 
in seiner Remise der Werhof besser umgesetzt werden kann. Er meinte, seine Remise kann besichtigt 
werden, um zu erklären, wie ein Werkofgebäude hinsichtlich Torgrösse, Raumhöhe usw. werden 
muss. Weiter möchte er beim Thema Flurstrassen eine Anpassung hinsichtlich der Erwähnung "Ver-
markung" auf Marche und mehr Details. 
 
Die Anpassungen werden entsprechend vorgenommen. 
 
Antrag 
Der Gemeinderat beantragt, das Protokoll der Gemeindeversammlung vom 14.11.2024 zu geneh-
migen. 
 
Beschluss 
Der Antrag wird grossmehrheitlich genehmigt. 
 
 
  
Familie Herbon - ordentliches Einbürgerungsgesuch - 2024 Nr. 2/2025 
 
Ausgangslage 
Es liegt das Gesuch zum Erwerb des Bürgerrechtes der Politischen Gemeinde Güttingen und somit 
dem Schweizer Bürgerrecht vor. Die Familie hat vor dem Gemeinderat persönlich vorgesprochen und 
wurde von diesem bezüglich der Eignung und der Erfüllung der Voraussetzungen zur Einbürgerung 
geprüft. 

− Pamela Annemarie Meyer-Herbon geboren am 9. Februar 1978, verheiratet deutsche Staatsan-
gehörige 

− Harald Karl Ernst Herbon geboren am 12. Februar 1970, verheiratet deutscher Staatsangehörige 
− Maximilian Noah Herbon geboren am 24. September 2014, ledig deutscher Staatsangehöriger 

− Antonia Sophie Herbon geboren am 1. März 2017, ledig deutsche Staatsangehörige  
 
Pamela Meyer-Herbon und Harald Herbon sind im Jahr 2005 in die Schweiz eingereist, seit dem 
Januar 2014 sind sie in Güttingen wohnhaft. Davor wohnten sie in Zürich. Harald Herbon ist selb-
ständig als Bankbetriebswirt bei der HH Global GmbH, Güttingen tätig. Er engagiert sich zudem als 
E-Jugend-Trainer im FC Münsterlingen. Pamela Meyer-Herbon ist Oberärztin am Kantonsspital St. 
Gallen und Mitglied im Frauenverein Güttingen. Maximilian und Antonia Herbon besuchen beide die 
Primarschule in Güttingen. Die Familie Herbon erfüllt die Kriterien zur Erteilung des Bürgerrechts. 
 
Erwägung 
Theodor Fritschi informiert über das Einbürgerungsgesuch der Familie Herbon und bittet die Familie 
Herbon sich persönlich vorzustellen und Ihre Gründe für eine Einbürgerung zu erläutern. 
 
Vorstellung Harald Herbon 
Harald Herbon stellt sich vor. Er lebt von der Familie am längsten in der Schweiz – er ist vor 20 Jahren 
hierhergekommen. Er kam von Konstanz und der Insel Reichenau. Er hatte damals das Glück, eine 



 

Seite 4 

Anstellung bei einer grossen Schweizer Bank zu erhalten (eine Bank, die heute nicht mehr existiert). 
Er durfte viel von der Schweiz sehen. Sie wohnten jahrelang in St. Gallen, verbrachte aber auch eine 
Zeit im Kanton Zürich, wo es ihm allerdings weniger gefiel. Auch das Arbeitsumfeld am Paradeplatz 
empfand er nicht als passend. Gemeinsam mit seiner Frau entschied er deshalb, an den Bodensee 
zurückzukehren. Seine Frau arbeitet als leitende Ärztin im Kantonsspital St. Gallen, in der Gastro-
enterologie und Hepatologie. Kennengelernt haben sich die beiden aber nicht bei einer Untersu-
chung, sondern im Privaten. Gemeinsam entdeckten sie weitere Regionen der Schweiz, wie Schaff-
hausen, Graubünden und Luzern. Schliesslich entschieden sie sich, ein Haus in Güttingen zu kaufen. 
Harald Herbon machte sich selbständig. In den vergangenen elf Jahren in Güttingen haben sie zwei 
Kinder bekommen – Antonia und Maximilian. Sie haben zwischenzeitlich nochmals ein Haus gebaut. 
Eigentlich wollte er nur ein Schwimmbad, aber aus dem Projekt wurde schliesslich ein ganzes Haus 
mit kleinem Schwimmbad. Besonders während der Corona-Zeit war der Bau anspruchsvoll, doch das 
Haus wurde sogar in einer schweizweiten Architekturzeitschrift auf dem Titelblatt veröffentlicht - was 
Güttingen für ihn ein bisschen bekannter macht. Die Motivation für die Einbürgerung ist für ihn klar: 
Er möchte das Wahl- und Stimmrecht in der Schweiz nutzen und etwas bewirken. Da wo er her-
kommt, könne man das auch aber nicht in dieser speziellen Art. Er möchte sich politisch einbringen 
und an den Versammlungen teilnehmen. Auch aufgrund seiner internationalen Tätigkeit ist er poli-
tisch interessiert und engagiert. Zudem betont er die soziale Komponente: Wer den Schweizer Pass 
möchte, müsse auch etwas zurückgeben. Seine Kinder seien aus seiner Sicht sehr gut integriert – 
Antonia geht hier in Güttingen reiten, Maximilian spielt Fussball beim FC Münsterlingen. Harald 
Herbon selbst engagiert sich seit drei Jahren als Trainer beim FC Münsterlingen, zuerst als Assistenz-
trainer, inzwischen als Hauptverantwortlicher der E-Jugend. Künftig wird er zusammen mit einem 
jüngeren Trainer die D-Junioren betreuen. Darüber hinaus unterstützt er den Verein auch als Sponsor, 
sowohl die Herrenmannschaft wie auch die Juniorenabteilung, und fördert einen einzelnen Spieler 
direkt. Als Bild für seine Verbundenheit zur Schweiz schildert er eine Rückkehr von einer Ferienreise: 
Nach einem Ferienaufenthalt in Barcelona – einer Grossstadt mit 5,5 Millionen Menschen, Hitze und 
Enge - gab es nichts Schöneres, als nach einem langen Heimweg über Lausanne, Zürich, Winterthur, 
Frauenfeld, Bottighofen, Landschlacht, Münsterlingen wieder Zuhause anzukommen in Güttingen. 
Dort fühlen sie sich zu Hause und sind dankbar für die Möglichkeiten, die das Land bietet. Harald 
Herbon ist dankbar für jede Stimme. 
 
Vorstellung Maximilian Herbon 
Er ist 10 Jahre alt, besucht die 4. Klasse und spielt mit Begeisterung Fussball beim FC Münsterlingen. 
 
Vorstellung Antonia Herbon 
Sie ist 8 Jahre alt. Ihre Hobbys sind Reiten, Ballett, Malen und Basteln. Sie geht gerne hier zur Schule. 
 
Vorstellung Pamela Meyer-Herbon 
Sie macht die "long story short". Sie bedankt sich herzlich für die Möglichkeit, dass sich die Familie 
hier vorstellen darf. Für sie sei „Zuhause“ eine Frage des Herzens. Obwohl sie die ganze Ostschweiz 
bereist habe, sei Güttingen zu ihrem Zuhause geworden. Die Motivation zur Einbürgerung liege ei-
nerseits bei den beiden Kindern, die sich bereits wie kleine Schweizer fühlten und Deutschland nur 
von Besuchen bei den Grosseltern kennen. Andererseits wollen sie als Familie auch einen aktiven 
Beitrag leisten und etwas zurückgeben, nachdem sie in der Schweiz viel erhalten haben. 
 
Daniel Artho fragt nach dem Wohnort der Familie. Sie wohnen am Grauensteinweg 1. 
 
Die Familie Herbon wird gebeten, den Saal für die Abstimmung zu verlassen. 
 
Diskussion 
Die Diskussion wird nicht gewünscht. 
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Antrag 
Der Gemeinderat beantragt, der Familie Herbon das Bürgerrecht der Gemeinde Güttingen zu ertei-
len. 
 
Geheime Abstimmung 
Der Vorsitzende gibt das Ergebnis der geheimen Abstimmung bekannt: 
Abgegebene Stimmzettel: 94 
Davon leer/ungültig: 4 
Massgebende Stimmzettel: 90 
Anzahl Ja-Stimmen: 89 
Anzahl Nein-Stimmen: 1 
 
Beschluss 
Der Antrag wird grossmehrheitlich genehmigt. 
 
 
  
Familie Schachlitz - ordentliches Einbürgerungsgesuch Nr. 3/2025 
 
Ausgangslage 
Es liegt das Gesuch zum Erwerb des Bürgerrechtes der Politischen Gemeinde Güttingen und somit 
dem Schweizer Bürgerrecht vor. Die Familie hat vor dem Gemeinderat persönlich vorgesprochen und 
wurde von diesem bezüglich der Eignung und der Erfüllung der Voraussetzungen zur Einbürgerung 
geprüft.  

− Christine Barbara Schachlitz geboren am 19. Januar 1978 verheiratet, deutsche Staatsangehörige 
− Florian Schachlitz geboren am 16. Mai 1982 verheiratet, deutscher Staatsangehöriger 

− Tara Pia Schachlitz geboren am 24. April 2016 ledig, deutsche Staatsangehörige 
 
Die Familie Schachlitz ist seit Dezember 2017 in Güttingen wohnhaft, davor wohnten sie in Ermatin-
gen. Christine Schachlitz ist als Physiotherapeutin bei part Amriswil tätig. Florian Schachlitz arbeitet 
als Teamleiter IT bei der Spital Thurgau AG. Tara Schachlitz besucht die Primarschule in Güttingen. 
Die Familie Schachlitz erfüllt die Kriterien zur Erteilung des Bürgerrechts 
 
Erwägung 
Theodor Fritschi informiert über das Einbürgerungsgesuch der Familie Schachlitz und bittet die Familie 
Schachlitz sich persönlich vorzustellen und Ihre Gründe für eine Einbürgerung zu erläutern. 
 
Vorstellung durch Christine Schachlitz 
Frau Christine Schachlitz, 47 Jahre alt, berichtet, dass sie am Tegernsee (südlich von München) ge-
boren und aufgewachsen ist. Ihre Ausbildung zur Physiotherapeutin hat sie in Stuttgart und Berlin 
absolviert. Im Rahmen eines Work and Travel-Aufenthalts in Neuseeland hat sie Auslandserfahrungen 
gesammelt. Bereits im Jahr 2003 war sie für ein Jahr in der Schweiz tätig, nämlich als Physiothera-
peutin in St. Katharinental. Nach einer Rückkehr nach Deutschland hat sie dort vier Jahre gearbeitet, 
bevor sie 2007 erneut in die Schweiz zurückgekehrt ist, diesmal in das Herz-Neurozentrum Kreuzlin-
gen, wo sie fünf Jahre tätig war. Anschliessend war sie vier Jahre in Frauenfeld. Mit der Geburt der 
Tochter Tara in Münsterlingen hat sich die Familie 2017 entschieden, nach Güttingen zu ziehen, wo 
sie eine Wohnung gefunden haben. Tara besucht hier Schule und Kindergarten. Seit 2020 ist Frau 
Schachlitz in der Physiotherapiepraxis part in Amriswil angestellt und dort sehr zufrieden. Als Haupt-
gründe für die Einbürgerung nennt sie, dass die Familie in Güttingen ihr Zuhause gefunden habe, 
sich mit den Werten und Normen der Schweiz identifiziert - ihre Tochter hier aufwächst, Freund-
schaften pflegt und sich als Teil der Gemeinschaft fühlt. 
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Vorstellung durch Florian Schachlitz 
Herr Florian Schachlitz, 43 Jahre alt und gebürtig aus Dresden, stellt sich im Anschluss vor. Er betont 
scherzhaft, dass er auf dem Foto grimmig schaue, in Wirklichkeit aber nicht so sei. Er lebt seit 14 
Jahren in der Schweiz, davon seit acht Jahren in Güttingen, und arbeitet bei der Spital Thurgau AG 
als Teamleiter eines IT-Teams. Sein Aufgabenbereich umfasst die Betreuung der IT-Systeme des La-
bors in Münsterlingen und Frauenfeld sowie die Koordination mit den Business-Partnern der Spital 
Thurgau AG. Auch er führt aus, dass die Familie in Güttingen verwurzelt ist, da hier ihr sozialer Mit-
telpunkt liegt, ihre Tochter in der Schweiz geboren und zur Schule geht und die Familie in Güttingen 
Wohneigentum besitzt. Sie identifizieren sich stark mit den demokratischen Grundwerten und der 
Lebensweise in der Schweiz. 
 
Daniel Artho fragt nach dem Wohnort der Familie. Dies wird von der Familie mit Gartenstrasse 9 
beantwortet. Es wird angemerkt, dass die Adresse bei den Gesuchen künftig auch aufgeführt werden 
soll. 
 
Die Familie Schachlitz wird gebeten, den Saal für die Abstimmung zu verlassen. 
 
Diskussion 
Die Diskussion wird nicht gewünscht. 
 
Antrag 
Der Gemeinderat beantragt, der Familie Schachlitz das Bürgerrecht der Gemeinde Güttingen zu er-
teilen. 
 
Geheime Abstimmung 
Der Vorsitzende gibt das Ergebnis der geheimen Abstimmung bekannt: 
Abgegebene Stimmzettel: 94 
Davon leer/ungültig: 1 
Massgebende Stimmzettel: 93 
Anzahl Ja-Stimmen: 92 
Anzahl Nein-Stimmen: 1 
 
Beschluss 
Dem Antrag wird grossmehrheitlich zugestimmt. 
 
 
  
Kreditbegehren Gestaltungsplan mit Studienwettbewerb – Areal 
Bruag 

Nr. 4/2025 

 
Ausgangslage 
Die Bruag AG betrieb an zentraler Lage in Güttingen, an der Bahnhofstrasse 8, ein Produktionswerk. 
Obwohl die Emissionsgrenzwerte eingehalten wurden, kam es regelmässig zu Beschwerden aus der 
Nachbarschaft. Im Zuge betrieblicher Veränderungen strebte das Unternehmen eine Verlegung des 
Standorts an, wodurch das Grundstück für eine Neuüberbauung frei wurde. Die Gemeinde Güttin-
gen unterstützte dieses Vorhaben, da die Parzelle eine isolierte Gewerbefläche inmitten eines Wohn-
gebiets darstellte und sich gut in die angestrebte Entwicklung des Ortszentrums einfügte. Für die 
neue Nutzung wurde eine Umzonung in eine Wohn- und Arbeitszone mit Gestaltungsplanpflicht 
vorgenommen. Zur Sicherstellung einer hohen städtebaulichen und architektonischen Qualität führ-
ten die Grundeigentümer gemeinsam mit der Gemeinde einen Studienauftrag mit Präqualifikation 
durch. Ziel war es, auf dem Grundstück Nr. 170 mit einer Fläche von 6‘184 m² eine Wohnüberbauung 
mit kleinem Anteil an Gewerbenutzung zu realisieren. Die Gemeinde Güttingen hat im Rahmen des 
Planungs- und Baugesetzes die Kosten in der Höhe von CHF 280‘433.– für die Ausarbeitung des 
Gestaltungsplans Areal Bruag und der Ausführung des Studienwettbewerbs vorfinanziert. Da der 
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gesamte Qualitätssicherungsprozess rechtlich erst mit der Genehmigung verbindlich wird, übernimmt 
die Gemeinde in der Regel die erforderlichen finanziellen Vorleistungen. Die Grundeigentümer wur-
den verpflichtet, ihren Beitrag gemäss den einschlägigen gesetzlichen und reglementarischen Best-
immungen zu leisten. Nach Rechtskraft der Umzonung, des Gestaltungsplans und der Baubewilli-
gung wurden diese Kosten auf die Grundeigentümer übertragen. Das Projekt ist inzwischen abge-
schlossen, und der Beitrag des Grundeigentümers in Höhe von CHF 198‘353.– ist bereits eingegan-
gen. Der Gemeindeanteil beträgt Netto CHF 82‘080.–. Die Arbeiten fanden im Zeitraum vom 31. 
Dezember 2019 bis zum 4. Juli 2023 statt. 
 
Erwägung 
Urs Rutishauser erläutert die Details zum Traktandum und zeigt diese mittels Präsentation auf. Er 
weist darauf hin, dass der Kredit der Gemeindeversammlung damals nicht zur Genehmigung vorge-
legt wurde, weil der Gemeindeanteil (Netto) in der Kompetenz des Gemeinderates liegt. Gemäss 
Stellungnahme der Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission soll jedoch über den Bruttokredit 
befunden werden, weshalb das Geschäft der Versammlung nun nachträglich vorgelegt wird. 
 
Diskussion 
Armin Griesemer erkundigt sich, wer vom Gestaltungsplan profitiert. Er äussert die Ansicht, dass der 
Landverkäufer den grössten Nutzen aus der Umzonung ziehe. Durch die Umwandlung einer Arbeits-
zone in eine Wohnzone steige der Verkaufswert des Grundstücks markant – von rund CHF 1,7 Mio. 
auf etwa CHF 7 Mio., was einer Vervierfachung entspreche. Er vertritt die Meinung, wer profitiere, 
solle auch die vollen Kosten tragen, und stellt den Antrag, dass der Grundeigentümer den gesamten 
Betrag übernehmen soll. Urs Rutishauser verweist auf das Beitrags- und Gebührenreglement Bauwe-
sen, wonach Grundeigentümer 80 % der massgebenden Kosten zu tragen haben. Er tritt auf den 
Antrag von Armin Griesemer nicht ein, da dieser nicht rechtens ist und es keine gesetzliche Grundlage 
für dessen Umsetzung gibt. 
 
Antrag 
Der Gemeinderat beantragt, den Bruttokredit CHF 280‘433.– für den Gestaltungsplan mit Studien-
wettbewerb Areal Bruag zu genehmigen. 
 
Beschluss 
Dem Antrag wird grossmehrheitlich zugestimmt. 
 
 
  
Kreditbegehren Bachöffnung Otmarbach, Hochwasserschutz Zent-
rum bis Mündung 

Nr. 5/2025 

 
Ausgangslage 
Im Zuge der Überbauung Bruag wird der Otmarbach zwischen dem Areal Zentrum und der Geuse 
offengelegt und neugestaltet. Der Bach verläuft künftig offen, geführt durch beidseitige Betonmau-
ern und einen neuen Bachdurchlass unter der Unterdorfstrasse. Entlang der Wiesenstrasse dient eine 
neue Ufermauer aus Beton als Begrenzung zum Bach. Richtung Überbauung Bruag wird das Ufer mit 
flachen Böschungen gestaltet. Mit der Offenlegung und Neugestaltung des Bachs wird auch die 
Hochwassersicherheit in diesem Bereich sichergestellt. Zudem entsteht ein neuer Fussweg von der 
Wiesenstrasse bis zur Bahnhofstrasse. Begleitend werden Werkleitungen sowie Strassenbeläge an 
der Wiesen- und Unterdorfstrasse erneuert. Das Projekt wurde Mitte 2023 bewilligt und soll bis im 
Frühling 2026 abgeschlossen sein. Die Gesamtkosten betragen rund CHF 1,5 Mio., wovon Bund und 
Kanton rund CHF 1,05 Mio. übernehmen. 
 
Erwägung 
Urs Rutishauser zeigt die Pläne und erläutert die Details zur Offenlegung des Baches mittels Präsen-
tation auf. Das Projekt wurde 2023 ohne Einsprachen genehmigt. 
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Diskussion 
Armin Griesemer erkundigt sich, weshalb das Geschäft nicht an die Urnenabstimmung kommt, da 
die Gemeindeordnung vom 27. November 2019 vorsieht, dass Objektkredite über CHF 1 Mio. der 
Urne zu unterstellen sind. Urs Rutishauser erklärt, dass der Gemeindeanteil lediglich CHF 450’000.– 
beträgt und der restliche Betrag vom Kanton getragen wird. Eine schriftliche Zusicherung des Kan-
tons über die Kostenbeteiligung liegt vor, weshalb der Nettokredit unter der Kompetenzgrenze liegt 
und somit an der Versammlung beschlossen werden kann. Armin Griesemer weist weiter auf die 
gesetzlichen Sicherheitsvorschriften hin, wonach gemäss Bundesamt für Unfallverhütung Bäche von 
mehr als zwei Metern Breite und mehr als 20 cm Wassertiefe mit einem Geländer oder Zaun zu 
sichern seien. Dies sei beim Otmarbach nicht vorgesehen. Urs Rutishauser bestätigt, dass ursprünglich 
kein Geländer geplant war, die Forderung jedoch vom Gesetzgeber eingebracht wurde und nun be-
rücksichtigt wird. Armin Griesemer äussert weiter Bedenken hinsichtlich der Wasserführung und 
warnt vor stehenden Wasserflächen („Pfützen“), die sich zwischen den Steinen bilden und potenziell 
Brutstätten für Mücken werden könnten. Urs Rutishauser entgegnet scherzhaft, dass keine Tigermü-
cken und Malariamücken zu erwarten seien. Anschliessend ergreift Armin Griesemer erneut das 
Wort. Er weist darauf hin, dass durch die Bachöffnung reduzierte Grenzabstände bei der Überbauung 
möglich würden und der Grundeigentümer dadurch einen Mehrwert erhalte. Er fragt, ob sich der 
Eigentümer finanziell am Projekt beteilige. Urs Rutishauser erklärt, dass der Bach vollständig im Ge-
wässerraum liegt und das Projekt aus Gründen des Hochwasserschutzes und nicht im Interesse der 
Überbauung umgesetzt werde. Nach mehrfacher Rücksprache mit dem Rechtsdienst hat sich gezeigt, 
dass keine Kostenbeteiligung der Grundeigentümer möglich ist. 
 
Antrag 
Der Gemeinderat beantragt, den Nettokredit CHF 450‘000.– (inkl. MwSt.) für die Bachöffnung Ot-
marbach, Hochwasserschutz Zentrum bis Mündung zu genehmigen. 
 
Beschluss 
Dem Antrag wird grossmehrheitlich zugestimmt. 
 
 
  
Kreditbegehren Zusatzkredit Ersatz Regenabwasserleitung Horn-
bachstrasse, Teil 1 

Nr. 6/2025 

 
Ausgangslage 
An der Budgetversammlung vom 14. November 2024 wurde für das folgende Projekt ein Kredit von 
CHF 460‘000.– gesprochen. Im Rahmen des GEP wurde das Regenabwasserleitungsnetz in Güttingen 
untersucht. Die Leitung vom Gebiet Grauenstein bis zum Hornbach ist in sehr schlechtem Zustand – 
mit Rissen, Deformationen und Einsturzgefahr. Sanierungsmassnahmen sind aus hydraulischer und 
baulicher Sicht dringend nötig und sollen 2025 mit anderen Werkleitungsarbeiten in der Hornbach-
strasse koordiniert umgesetzt werden. Die neue Leitung verläuft über öffentlichen Grund und wird 
mit Schleuderbeton- und Kunststoffrohren verlegt. Die Dimensionierung folgt den GEP-Berechnun-
gen, wobei Engstellen vermieden werden. Ein Abschnitt wird zudem aus dem kantonalen Gewässer-
netz entlassen. 
 
Zusätzliche Bauarbeiten 
Geplant war, an die bestehende Abwasserleitung (DN 300) der Parzelle 223 anzuschliessen. Diese 
Leitung ist hydraulisch nicht ausreichend für die Versorgung der 60 Neubauwohnungen (Projekt See-
wärts) auf der Parz. 1041 am Staadweg. Weil vom Feuerschutzamt zusätzliche Hydranten im Eichen-
weg gefordert werden, wird eine neue Ringleitung im Eichenweg geplant. In den gleichen Graben 
werden zwei Rohre für Elektrizität gelegt, um die spätere Erschliessung des Richtplangebietes zu 
ermöglichen. Die Regenabwasserleitung wird mit einer neuen Leitung (DN 500) um rund 100 Meter 
verlängert und komplett auf öffentlichem Grund verlegt. 
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Die geplanten Kosten des Projekts sind ursprünglich von CHF 460‘000.– auf CHF 675‘000.– gestie-
gen. Etwa 40% der Mehrkosten können dem Grundeigentümer des Projekts Seewärts weiterverrech-
net werden. 
 
Erwägung 
Werner Schellenberg erläutert den Inhalt der Botschaft mittels Präsentation. 
 
Diskussion 
Armin Griesemer erkundigt sich, weshalb keine Perimeterbeiträge erhoben werden, obwohl die Ar-
beiten auch der Erschliessung von künftigem Bauland dienen. Zudem weist er auf die Kostenüber-
schreitung hin: Mit dem Zusatzkredit steige der Gesamtbetrag um rund 50 %, was seiner Ansicht 
nach erheblich sei. Er fragt, wer die ursprüngliche Kostenschätzung vorgenommen habe. Werner 
Schellenberg erklärt, dass die Mehrkosten durch die nicht vorgesehenen 100 Meter Regenwasserlei-
tung und die zusätzliche Ringleitung für Wasser und Elektrizität entstanden seien. Diese Leitungen 
seien im ersten Projektbeschrieb nicht enthalten gewesen. 
Herr Griesemer hält fest, dass die zusätzliche Wassermenge durch die neue HRS-Überbauung (See-
wärts) verursacht werde, und fragt, ob sich die Unternehmung HRS an den Kosten beteilige. Werner 
Schellenberg bestätigt, dass die HRS einen Beitrag von ungefähr einer Viertelmillion an die Kosten 
leistet. Weitere Parzellen in diesem Gebiet würden künftig über einen Perimeterplan anteilsmässig 
an den Erschliessungskosten beteiligt. Die Gemeinde übernehme mit dem Zusatzkredit eine Vorfi-
nanzierung, um die Infrastruktur vollständig und fachgerecht fertigzustellen. Urs Rutishauser ergänzt, 
dass der Perimeterplan bereits bestehe und zum Zuge kommt, wenn das angrenzende Landwirt-
schaftsland gemäss Richtplan eingezont und überbauen werde. Armin Griesemer möchte zudem 
wissen, welche möglichen Mehrkosten für eine künftige Deckbelagserstellung am Eichenweg anfal-
len könnten. Werner Schellenberg erklärt, dass dort keine Deckbelagserstellung zulässig sei, da die 
Strasse in der Landwirtschaftszone liegt. Er ergänzt, dass die Überbauung Seewärts über ihre Tiefga-
rage über den Staadweg erschlossen wird. 
 
Antrag 
Der Gemeinderat beantragt, den Zusatzkredit von CHF 215’000.– (inkl. MwSt.) für den Ersatz Re-
genabwasserleitung Hornbachstrasse T1 zu genehmigen. 
 
Beschluss 
Dem Antrag wird grossmehrheitlich zugestimmt. 
 
 
  
Kreditbegehren Fernwärmeleitung Überbauung Seewärts Nr. 7/2025 
 
Ausgangslage 
An der Kreuzung Staadweg-Grauensteinstrasse-Eichenweg entsteht die neue Überbauung «See-
wärts» mit 60 Wohnungen (Parz. 1041). Die Bauherrin HRS Real Estate AG hat den Wunsch geäus-
sert, an die Fernwärmezentrale bei der Sägerei Rutishauser anzuschliessen. Die Fernwärmeheizung 
wird aus Holzabfällen und Restholz betrieben, ist nachhaltig und CO2 neutral. Auch die Grossüber-
bauungen Bruag und Otmarhof sind bereits an diese Zentrale angeschlossen. Die Kosten für die neu 
zu erstellende Leitung belaufen sich auf ca. CHF 340‘000.–. Die gesamten Investitionskosten werden 
auf die Bauherrin abgewälzt. Davon werden CHF 205‘000.— sofort über die Anschlussgebühren 
abgegolten, die restlichen CHF 135‘000.– innerhalb von 10 Jahren über die jährlichen Netzgebühren. 
 
Mit der Verlegung der Fernwärmeleitung soll auch die öffentliche Beleuchtung von der oberen Grau-
ensteinstrasse bis an den Eichenweg weitergeführt werden. Seitens Elektrizitätswerk wird mit Kosten 
von CHF 60‘000.– gerechnet. Es werden sechs neue Kandelaber gesetzt, sowie drei zusätzliche Lee-
rohre (PE 120) in den Graben mitverlegt. 
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Erwägung 
Urs Rutishauser erläutert anhand der Präsentation den Verlauf der geplanten Fernwärmeleitung zur 
Überbauung Seewärts. Aktuell sind an dieses Netz bereits die Wohnüberbauung Bruag (61 Wohnun-
gen), die Überbauung Othmarhof (rund 50 Wohnungen), das Schulhaus, und die Liegenschaften 
Schneider und die Sägerei Rutishauser angeschlossen. Bald kommt auch die Turnhalle hinzu. Nun soll 
künftig auch die Überbauung Seewärts mit rund 60 Wohnungen an das Fernwärmenetz angeschlos-
sen werden. Die neue Leitung führt von der Heizzentrale bei der Sägerei Rutishauser bis zur Säge-
reistrasse. Es handelt sich um ein Kombirohr (Vorlauf und Rücklauf) mit einem Durchmesser von 200 
mm. Die Trasse verläuft über das Land von Jürg Rutishauser, führt mittels Spülbohrung unter der 
Hauptstrasse hindurch und weiter entlang des Staadwegs bis zur Überbauung. 
 
Im Zuge dieser Arbeiten wird eine bestehende Gasleitung umgelegt, wobei die Kosten vollständig 
durch die Gasversorgung Oberthurgau getragen werden. Gleichzeitig werden drei Leerrohre für die 
Elektrizität eingelegt. Weiter ist eine öffentliche Beleuchtung entlang des Staadwegs vorgesehen. Die 
interne Beleuchtung der Überbauung ist separat projektiert und wird durch den Bauherrn ausgeführt. 
Folgende Kosten werden vollumfänglich von der Überbauung (HRS) übernommen: CHF 205’000.– 
werden sofort mit der Anschlussgebühr bezahlt, die restlichen CHF 135’000.– werden innerhalb von 
zehn Jahren über die jährliche Netzgebühr amortisiert. Dieses Modell entspricht den bereits beste-
henden Vereinbarungen bei der Überbauung Bruag und der Zentrumsüberbauung. 
 
Diskussion 
Auf Nachfrage von Jasmin Schum wird geklärt, dass die Fernwärmeleitung so dimensioniert ist, dass 
sie noch weitere Anschlüsse aufnehmen kann. Jürg Rutishauser (Sägerei Rutishauser) erklärt, dass 
beim Land von Walter Egloff noch Kapazität für weitere zwölf Wohnungen bestehe. Danach sei 
Schluss. Eine grössere Erweiterung sei technisch zwar möglich, diese Investitionskosten von rund CHF 
500’000.– müssten jedoch gedeckt werden können. 
 
Antrag 
Der Gemeinderat beantragt, den Bruttokredit von CHF 400‘000.– (inkl. MwSt.) für die Erstellung der 
Fernwärmeleitung der Überbauung Seewärts zu genehmigen. 
 
Beschluss 
Dem Antrag wird grossmehrheitlich zugestimmt. 
 
 
  
Rechnung 2024 Nr. 8/2025 
 
Ausgangslage 
Die detaillierte Rechnung 2024 konnte auf der Gemeinde-Webseite heruntergeladen, telefonisch be-
stellt oder bei der Finanzverwaltung eingesehen werden. 
Erwägung 
Urs Rutishauser informiert, dass den Stimmberechtigten die Botschaft neu in Kurzform eines neu 
gestalteten Flyers zugestellt wurde. Die detaillierten Rechnungsunterlagen sowie die Erläuterungen 
konnten über einen QR-Code direkt online auf der Gemeindewebseite eingesehen werden. 
 
Die Gemeinde hat im Budget 2024 mit einem Aufwandüberschuss von CHF 193’000.– gerechnet, 
schliesst jedoch um CHF 97’000.– besser ab. Der effektive Aufwandüberschuss beträgt somit CHF 
95’702.50, bei einem Gesamtaufwand von CHF 8.9 Mio. Hauptgrund für das bessere Ergebnis waren 
Mehreinnahmen bei den Steuern, ähnlich wie bei der Schulgemeinde. Urs Rutishauser erläutert mit-
tels Präsentation einige Details aus der Rechnung gegenüber dem Vorjahr (Beträge gerundet): 
− Die Grüngutdeponie verursacht einen Aufwand von CHF 37’000.–, rund CHF 9’000.– mehr als 

im Vorjahr. 
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− Die Parkplatzgebühren bewegen sich in ähnlichem Rahmen wie 2023; die Einnahmen betragen 
ebenfalls rund CHF 37’000.–. 

− Die Einnahmen der Bussen bleiben stabil bei CHF 10’000.–. 
− Die Liegenschaftssteuer steigt im Jahr 2024 auf CHF 137’000.– (Vorjahr: CHF 7’000.–). Aufgrund 

der vom Kanton Thurgau per 1. Januar 2029 abgeschafften Liegenschaftssteuer entfallen diese 
Einnahmen künftig vollständig. Die Gemeinde hofft, den Wegfall dank Bevölkerungswachstum 
und sparsamer Haushaltsführung ohne Steuererhöhung auffangen zu können. 

− Der Hafen verursacht Mehrkosten von CHF 117’000.–, bedingt durch die Sanierung des Hafen-
gebäudes. 

− Für die Prämienverbilligung (IPV) leistet die Gemeinde einen Beitrag an den Kanton von CHF 
146’000.–. 

− Der Gasverkauf geht aufgrund des stark gesunkenen Gaspreises (rund ein Drittel tiefer) merklich 
zurück. 

− Die Allgemeine Anzeiger verursachen leicht höhere Kosten, was auf mehr Abonnenten und ge-
stiegene Einwohnerzahlen zurückzuführen ist. 

− Die Verzinsung der Bank sinkt leicht: Für rund CHF 3 Mio. Anlagen zahlt die Gemeinde CHF 
65’000.– Zinsen, etwa CHF 10’000.– weniger als im Vorjahr. 

− Beim Finanzausgleich ergibt sich ebenfalls eine Reduktion. 
− Die Gemeindesteuern belaufen sich auf CHF 2.3 Mio., rund CHF 200’000.– mehr als im Jahr 

2023. 
− Die Hundesteuer bringt der Gemeinde CHF 14’000.– ein. 
 
Bei den Steuereinnahmen im Detail zeigt sich, dass der grösste Anteil weiterhin von natürlichen Per-
sonen stammt. Die Einnahmen in diesem Bereich steigen um CHF 148’000.– gegenüber 2023. Auch 
bei der Quellensteuer verzeichnet die Gemeinde CHF 116’000.– Mehreinnahmen, da der Kanton 
Rückstände aufgearbeitet hat. Die Gewinn- und Kapitalsteuern der juristischen Personen machen 
etwa 10 % der Einnahmen aus natürlichen Personen aus. 
In der Bilanz werden folgende Punkte hervorgehoben: 
− Der Mehrwertabschöpfungsfonds weist ein Guthaben von CHF 85’000.– aus, hauptsächlich aus 

der Umzonung des Schulhausareals und der Erweiterung des Sägereiareals. Mittel aus diesem 
Fonds können künftig etwa für Projekte wie die Bachöffnung eingesetzt werden. 

− Bei den Legaten und Stiftungen bestehen kleinere Beträge. 
− Die Fernwärme wird bilanziell aufgestockt, sobald die entsprechenden Gebühren verrechnet wer-

den können. 
− Im Energiehandel besteht noch ein Minus, das gemäss Strategie mittelfristig ausgeglichen werden 

soll. 
− Im Abwasserbereich zeigt sich aktuell ein deutliches Defizit. Mit der Einführung der Regenabwas-

sergebühr (Flächengebühr) ab diesem Jahr soll dieser Bereich in den kommenden Jahren ausge-
glichen werden. 

 
Die Steuerkraft der Gemeinde hat erneut zugenommen. Güttingen liegt nun mit CHF 2’408 pro 
Einwohner auf Platz 22 der Thurgauer Gemeinden – ein Wert, der viele Seegemeinden in den vorde-
ren Rängen ausweist. 
 
Diskussion 
Die Diskussion wird nicht gewünscht. 
 
Antrag 
Die Rechnung der Politischen Gemeinde und der Werke schliesst mit einem Aufwandüberschuss von 
CHF 95'702.50 ab. Der Gemeinderat beantragt, die Jahresrechnung 2024 zu genehmigen und den 
Aufwandüberschuss über das Eigenkapital auszugleichen. 
 
Beschluss 
Dem Antrag wird grossmehrheitlich zugestimmt. 
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Mitteilungen Nr. 9 
 
Referat "Neues Energiegesetz" 
Urs Rutishauser begrüsst den Referenten Gerardo Zampelli von der IBG Engineering AG, St. Gallen. 
Er wird nun die Versammlung über die wesentlichen Inhalte und Auswirkungen des neuen Energie-
gesetzes des Bundes informieren. Gerardo Zampelli begrüsst die Anwesenden und stellt sich vor. 
Weiter stellt er seinen Mitarbeitenden Alexander Böni vor, welcher das Elektrizitätswerk (EW) Güttin-
gen vor Ort betreut. 
 
Eingangs erläutert er, dass die Thematik komplex und technisch sei, das Ziel jedoch darin bestehe, 
einen Überblick auf einer höheren Ebene zu vermitteln. Er erklärt, dass das neue Energierecht Teil 
des sogenannten Mantelerlasses ist, über den im Jahr 2024 abgestimmt wurde. Der Mantelerlass 
bildet das neue Stromversorgungs- bzw. Energierecht der Schweiz. Damit wird festgelegt, dass Elekt-
rizitätswerke und Energieversorger ihre Systeme schweizweit modernisieren, aktualisieren und um-
bauen müssen. Zur Veranschaulichung führt er aus, dass das bisherige System einer Einbahnstrasse 
gleicht: Energie wird zentral in Kraftwerken produziert, über Hochspannungs- und Transportleitun-
gen verteilt und schliesslich vor Ort verbraucht. Dieses System wird nun durch eine bidirektionale 
Struktur ersetzt, in der zunehmend dezentrale Produktionsanlagen – wie Photovoltaik-, Windkraft- 
oder Batteriespeicheranlagen – Strom erzeugen. Diese Anlagen sind meist beim Endkunden instal-
liert, und überschüssige Energie wird ins lokale Netz eingespeist. Durch diese Entwicklung entstehen 
neue Anforderungen an Netzsteuerung, Abrechnung, Speicherlösungen und Netzstabilität. Das 
Elektrizitätswerk hat die Pflicht, die dezentral produzierte und nicht genutzte Energie im eigenen 
Netz aufzunehmen. Der Überschuss, den beispielsweise Güttingen erzeugt, wird an das Kantonswerk 
EKT weitergeleitet. Damit dieses System funktioniert, sind neue Anforderungen sowohl in der Ab-
rechnung als auch in der Netzsteuerung notwendig. An einem Sommer- oder warmen Tag wie heute 
könne es vorkommen, dass zu viel Energie vorhanden ist, die nicht vollständig aufgenommen werden 
kann. Diese müsste idealerweise in Batteriespeichern zwischengespeichert werden. Künftig werde es 
möglich sein, die Netzlasten dynamisch zu steuern, Anlagen abzuschalten und gezielte Lastabwürfe 
vorzunehmen. Er betont, dass jedes neue Gesetz sowohl Chancen als auch Risiken mit sich bringe. 
Der Gesetzgeber habe Leitplanken und Spielregeln für die gesamte Energiebranche definiert. Die Idee 
einer Marktöffnung werde bereits seit über 25 Jahren diskutiert. Seit Januar 2009 hätten Grosskun-
den mit einem Verbrauch von über 100’000 kWh Marktzugang. Mit dem vom Volk im Juni 2024 
angenommenen Mantelerlass werde nun die vollständige Öffnung des Strommarktes vorbereitet, 
sodass künftig auch Haushaltskunden davon profitieren können. 
Da die entsprechenden Verordnungen erst im November 2024 veröffentlicht wurden, erfolgt die 
Einführung in zwei Etappen: mit einem ersten Paket ab Januar 2025 und einem zweiten ab Januar 
2026. 
 
Gerardo Zampelli informiert über die im Paket Januar 2025 enthaltenen Themen: 
− Regelungen zur Energiebeschaffung in der Grundversorgung, 
− gesetzliche Vorgaben zur Sicherstellung von Energiereserven, um Strommangellagen zu verhin-

dern, 
− Stärkung des Winterzubaus, 
− Solidarisierung im Netz und Einführung des Verursacherprinzips („wer mehr Leistung benötigt, 

soll auch zahlen“), 
− Entlastung der Allgemeinheit von allgemeinen Netzkosten, 
− Aufbau einer nationalen Datenplattform zur Vergleichbarkeit der Elektrizitätswerke mittels soge-

nannter Sunshine-Regulierung. 
Letztere ermöglicht Vergleiche zwischen den Werken – beispielsweise zwischen Güttingen und 
Münsterlingen – sowohl hinsichtlich des Strompreises als auch der technischen Netzqualität. Diese 
Regelungen treten im Januar 2025 in Kraft und fliessen bereits in die neuen Strompreiskalkulationen 
in Güttingen ein. 
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Im Paket Januar 2026 folgen weitere Bestimmungen, insbesondere zu lokalen Elektrizitätsgemein-
schaften (LEG), Messwesen, Flexibilität im Netz und der Abnahme- und Vergütungspflicht dezentral 
produzierter Energie. 
Das Energierecht definiere vier zentrale Ziele: 
1. Stärkung der Winterstromversorgung, um Abhängigkeiten vom Ausland zu reduzieren. 
2. Beschleunigter und vereinfachter Ausbau erneuerbarer Energien, insbesondere Photovoltaik- und 

Windkraftanlagen. 
3. Modernisierung und Verstärkung der Netze, damit dezentrale Energie integriert werden könne. 
4. Steigerung der Energieeffizienz: Werke mit einem Jahresverbrauch über 10 GWh müssen jährlich 

2 % Energie einsparen. Güttingen liege mit rund 7–8 GWh darunter, sei aber dennoch von den 
Effizienzzielen betroffen. 

Die Messung der Energieeffizienz erfolgt künftig über Smartmeter und Kundenportale. Dabei entste-
hen neue Dienstleistungspakete, die den Energieverbrauch visualisieren, fördern und überwachen 
sollen. Weiter erläutert er, dass das Energierecht als übergeordneter Mantelerlass verschiedene Teil-
gesetze umfasst – insbesondere das Stromversorgungsgesetz (Infrastruktur, Trafostationen, Kabelan-
lagen), das Waldgesetz und das Raumplanungsgesetz. Vorrang hat dabei das Energiegesetz mit den 
dazugehörigen Verordnungen, das das Produkt Strom, dessen Marktzulassung sowie die Energiebe-
schaffung regelt. 
 
Für die Grundversorgung in Güttingen ergeben sich folgende Änderungen: 
− Die Energiebeschaffung darf künftig nicht mehr als einmalige Jahresbeschaffung erfolgen, son-

dern muss tranchiert über drei Jahre erfolgen („Drei-Frontjahre-Modell“): 
o für das Jahr 2026 müssen 75 % der Energie gesichert sein, 
o für 2027 mindestens 50 %, 
o für 2028 mindestens 25 %. 

Das EW Güttingen ist bereits bis ins Jahr 2028 abgesichert und verfügt über günstige Konditionen. 

− In der Grundversorgung müssen künftig mindestens 20 % der Energie aus inländischen erneuer-
baren Quellen stammen. 

− Der Herkunftsnachweis (HKN) muss zu mindestens 75 % aus der Schweiz stammen. Frühere, 
günstigere Atomstromnachweise dürfen ab 2025 nicht mehr verwendet werden. 

 
Ab Januar 2025 wird zudem der virtuelle Zusammenschluss zum Eigenverbrauch (vZEV) ermöglicht. 
Eigentümer von Photovoltaikanlagen können so ihren Strom an benachbarte Parzellen oder Einheiten 
innerhalb eines Quartiers weitergeben. Die Abrechnung werde dadurch zwar komplexer, bleibe je-
doch zulässig und gesetzlich geregelt. Ab Januar 2026 werden zudem lokale Elektrizitätsgemein-
schaften (LEG) möglich. Diese ermöglichen es, Stromüberschüsse im gesamten Versorgungsgebiet – 
also nicht nur im eigenen Gebäude oder Quartier – gemeinsam zu teilen und zu nutzen. Die Umset-
zung erfordert allerdings entsprechende technische und administrative Anpassungen durch die 
Werke. 
Ab 2025 wird auch die Abnahme- und Vergütungspflicht für Überschussstrom aus dezentraler Pro-
duktion gesetzlich geregelt. Das örtliche Elektrizitätswerk ist verpflichtet, diese Energie abzunehmen 
und zu vergüten. Die Vergütung erfolgt gemäss einer nationalen Referenzpreisregelung, die das Bun-
desamt für Energie quartalsweise festlegt. 
Es werden vier Fälle unterschieden: 
− Fall A: Photovoltaikanlagen bis 30 kW → Mindestvergütung 6 Rp./kWh. 
− Fall B: Anlagen 30–150 kW mit Eigenverbrauch → erste 30 kW mit 6 Rp., Rest gemäss Referenz-

markt. 
− Fall C: Anlagen 30–150 kW ohne Eigenverbrauch → Mindestvergütung 6,2 Rp./kWh. 
− Fall D: Wasserkraftanlagen (weniger relevant). 
 
Diese Regelung gilt ab 2025 schweizweit einheitlich. 
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Ein weiterer Punkt betrifft das Messwesen. Gemäss Artikel 17 des Gesetzes müssen die Messkosten 
(Zähler, Datenerfassung, Abrechnung) künftig separat ausgewiesen werden. Auf der Stromrechnung 
erscheinen somit künftig drei Hauptpositionen: 
1. Nutzung der Leitung (Netznutzung), 
2. Messwesen, 
3. reine Energie. 
Hinzu kommen die gesetzlichen Abgaben von rund 3 Rp./kWh. Das wird ab nächstem Jahr gelten. 
Die Strompreise werden jeweils bis Ende August der ElCom gemeldet. Über die nationale Sunshine-
Regulierung können die Werke dann schweizweit verglichen werden. 
 
Als Fazit hält Gerardo Zampelli fest, dass die Versorgungsunternehmen ihre Netze laufend instand-
halten, modernisieren und ausbauen müssen, um die zunehmenden dezentralen Energieflüsse auf-
nehmen zu können. Der Netznutzungspreis sei künftig direkt an den Zustand und die Aktualität des 
Netzes gekoppelt. 
Die Elektrizitätswerke müssten vorausschauend planen (Zielnetzplanung), technische und finanzielle 
Risiken im Griff behalten und neue Dienstleistungen im Bereich Energieeffizienz und Kundenservice 
aufbauen. 
Für Güttingen bedeutet dies konkret: 
− Einführung des Messkostentarifs ab 2025, 
− neue Mindestvergütungen für Solarstrom gemäss Bundesvorgaben, 
− Förderung und Zulassung von ZEV-, vZEV- und LEG-Modellen, 
− Umsetzung der tranchierten Energiebeschaffung und der Anforderungen an Herkunftsnach-

weise, 
− Vorbereitung auf neue gesetzliche Pflichten ab 2026. 
 
Abschliessend hält Gerardo Zampelli fest, dass mit dem neuen Energierecht schweizweit verbindliche 
Regelungen geschaffen wurden, die auch für das Elektrizitätswerk Güttingen direkte Auswirkungen 
haben werden. 
 
Urs Rutishauser bedankt sich für das spannende Referat und öffnet die Fragerunde. 
 
Bruno Schelldorfer fragt, was passiert, wenn im Hochsommer alle gleichzeitig Strom produzieren und 
dadurch ein Überangebot entsteht. Er möchte wissen, ob in einem solchen Fall Anlagen abgeschaltet 
werden können und wie sich das auf die Amortisation einer Photovoltaikanlage auswirkt. 
Gerardo Zampelli bestätigt, dass eine solche Situation tatsächlich eintreten kann und sich das Problem 
durch den starken Ausbau der Photovoltaikanlagen in den letzten zwei bis drei Jahren deutlich ver-
schärft hat. Grundsätzlich gebe es zwei Lösungsansätze: 
Erstens empfiehlt der Gesetzgeber die Förderung und den verstärkten Einsatz von Batteriespeicher-
anlagen. Künftig soll eine Photovoltaikanlage idealerweise standardmässig mit einem Speicher aus-
gestattet sein, um Überschussenergie – insbesondere an sonnigen Sommertagen – zwischenzuspei-
chern. Zudem werde geprüft, ob sich Quartierspeicher oder grössere Speichermöglichkeiten wirt-
schaftlich umsetzen lassen. Zweitens besteht die Möglichkeit einer dynamischen Laststeuerung oder 
der zeitweisen Abschaltung von Anlagen. 
 
Samuel Luginbühl regt an, dass die Gemeinde zu einem späteren Zeitpunkt eine separate Informati-
onsveranstaltung für Interessierte organisiert, um Detailfragen vertieft zu behandeln. Urs Rutishauser 
begrüsst diesen Vorschlag und nimmt dies gerne so entgegen. 
 
Armin Griesemer äussert sich kritisch zur zunehmenden Verbreitung von Photovoltaikanlagen auf 
landwirtschaftlichen Flächen wie auf den Obstanlagen und bezeichnet diese als Verschandung der 
ganzen Gegend. Er berichtet, dass er seit 2018 versuche, eine Bewilligung für Solaranlagen auf einem 
Dach und an einer Gebäudefassade zu erhalten, bislang jedoch ohne Erfolg. Der Kanton habe das 
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Gesuch mit der Begründung abgelehnt, in der Landwirtschaftszone seien solche Anlagen nicht zu-
lässig. Er bittet die Gemeinde, gegenüber den zuständigen Amtsstellen den Dialog zu suchen, um zu 
besprechen was richtig ist, was auch in der Natur schön ist und was auch günstig zu bauen wäre. 
 
Eine weitere Frage betrifft das geplante Stromabkommen mit der Europäischen Union. Urs Rutishau-
ser möchte wissen, ob künftig auch Privathaushalte ihren Stromlieferanten frei wählen können. Ge-
rardo Zampelli erläutert, dass dies tatsächlich eine aktuelle Entwicklung sei. In der vergangenen Wo-
che sei ein umfangreiches Dossier zum EU-Stromabkommen veröffentlicht worden. Ziel sei eine stär-
kere Anbindung an den europäischen Strombinnenmarkt und langfristig eine vollständige Marktöff-
nung – voraussichtlich um das Jahr 2030 herum. Damit könnten auch Haushalte ihren Anbieter frei 
wählen. Der Vorteil liege in einer verbesserten Versorgungssicherheit und einem effizienteren Ener-
gieausgleich im europäischen Verbund. Allerdings sei nicht davon auszugehen, dass dadurch der 
Strom für Endverbraucher günstiger werde. Vielmehr würden die Gesamtkosten tendenziell weiter 
steigen, insbesondere durch Abgaben, Netznutzungs- und Messkosten. 
 
Hans-Peter Gamma merkt an, dass sich eine Marktöffnung negativ auswirken könnte. Er verweist 
auf Deutschland, wo die Preise nach einer anfänglichen Vergünstigung später stark angestiegen 
seien. Er äussert die Befürchtung, dass sich eine ähnliche Entwicklung auch in der Schweiz wieder-
holen könnte. Herr Zampelli bestätigt, dass sich der Strompreis für Endkunden insgesamt kaum ver-
ringern werde. Die verschiedenen Kostenanteile – Netznutzung, Messwesen, Energie und Abgaben 
– führen dazu, dass die Preise tendenziell steigen. Zwar diene die Marktöffnung der Versorgungssi-
cherheit, jedoch werde Strom in der Schweiz künftig eher teurer als günstiger. 
 
Gemeinderat Werner Schellenberg ergreift das Wort und informiert über die aktuelle Situation be-
treffend Höhe der Rückspeisevergütung. Er erklärt, dass die Preise lange unklar gewesen seien, da 
erst im Laufe des Jahres 2024 die massgebenden Referenzwerte feststanden. Viele Gemeinden hät-
ten frühzeitig entschieden, die gleichen Ansätze wie im Vorjahr beizubehalten. Für Güttingen wurde 
nun festgelegt, dass ab 1. Januar 2025 keine kantonalen oder kommunalen Beiträge mehr ausbezahlt 
werden. Im Jahr 2024 sind rund 1,3 Mio. kWh Solarstrom ins Netz eingespeist worden. Aufgrund 
dieser Basisdaten hat der Gemeinderat die Vergütung für das erste Halbjahr 2025 auf 10 Rp./kWh 
plus 2 Rp./kWh für Herkunftsnachweise (insgesamt 12 Rp./kWh) festgelegt. Dies sei ein sehr guter 
Wert. Er erläutert weiter, dass man Produktionsanalysen von sechs Photovoltaikanlagen mit unter-
schiedlichen Ausrichtungen durchgeführt habe. Dabei zeigte sich, dass in den Monaten Januar bis 
März nur rund 1–4 % der Jahresproduktion anfallen, während im Juli und August etwa 15 % pro-
duziert werden. Diese Monate seien jedoch zugleich jene, in denen viele Betriebe geschlossen sind, 
die meisten in den Ferien sind und der Stromverbrauch sehr tief ist. Dadurch könne es vorkommen, 
dass überschüssige Energie nicht vollständig im Dorf genutzt werden kann. Werner Schellenberg 
weist darauf hin, dass im ersten Halbjahr 2025 die Eigenproduktion in Güttingen zu rund 93–94 % 
selbst genutzt werden konnte, was ein sehr gutes Ergebnis darstellt. Gleichwohl müsse künftig vor-
sichtig geplant werden, um bei Überschüssen keinen wirtschaftlichen Nachteil zu erleiden. Im Wei-
teren spricht er die mit der neuen Regulierung verbundenen Kosten für das Messwesen und deren 
Verrechnung an. Jede zusätzliche Messstelle, jede Abrechnung und jedes Vertragsverhältnis verursa-
chen Aufwand und somit zusätzliche Kosten, die letztlich über den Strompreis getragen werden. Er 
betont, dass eine koordinierte Lösung auf Gemeindeebene – etwa in Form einer lokalen Elektrizitäts-
gemeinschaft (LEG) – wirtschaftlich am sinnvollsten wäre. Wenn hingegen jeder Produzent individuell 
Verträge abschliesst, würden hohe Verwaltungs- und Netzkosten entstehen. Ziel müsse eine gemein-
same, effiziente Lösung sein, die von der Gemeinde koordiniert wird. Werner Schellenberg weist 
darauf hin, dass derzeit rund 140 Eigenproduzenten im Netzgebiet Güttingen angeschlossen sind. 
Da viele davon nur wenig Netznutzungsgebühren entrichten, entstehen für das Elektrizitätswerk zu-
nehmende Fixkosten, die auf weniger Abnehmer verteilt werden müssen. Diese Problematik sei ver-
gleichbar mit einem Gartenschlauch, bei dem bei gleichbleibenden Fixkosten immer weniger Wasser 
fliesse – wodurch der einzelne Liter immer teurer werde. Er spricht sich dafür aus, zeitnah Gespräche 
zwischen Gemeinde, technischen Verantwortlichen und Fachberatern zu führen, um eine gemein-
same Strategie für die Zukunft festzulegen. 
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Landgeschäft Hafen 
Urs Rutishauser informiert über ein geplantes Landgeschäft im Bereich des Hafens, über das voraus-
sichtlich diesen Herbst an der Urne abgestimmt werden soll. Ausgangspunkt ist die Parzelle Nr. 308 
im Eigentum der Gemeinde mit einer Fläche von 3’928 m², die sich vom Hafengebiet bis zum Res-
taurant Schiffli erstreckt. Davon sind seit Jahren rund 1’200 m² an die E. Müller AG (Kieswerk KAG) 
verpachtet. Die angrenzende Parzelle Nr. 309 mit 5’250 m² befindet sich im Eigentum des Kantons 
Thurgau und umfasst unter anderem das Hafengebäude, die Hafenanlage sowie Einrichtungen des 
Kieswerks (z. B. Krananlagen und Brecher). Nun besteht die Möglichkeit, dass die Gemeinde diese 
Parzelle vom Kanton zum Preis von CHF 440’000.– (entspricht CHF 80.– pro m²) erwerben kann. 
Gleichzeitig ist vorgesehen, dass die Gemeinde einen Teil des eigenen Areals – konkret die bereits 
verpachteten 1'193 m2 und 2'147 m2 neu erworben – an das Kieswerk verkauft, zu einem Preis von 
CHF 400.– pro m². Der Verkaufserlös beträgt somit CHF 1,264 Mio. Urs Rutishauser zeigt mittels 
Präsentation das Gebiet auf: Im künftigen Zustand verbleibt das grün markierte Gebiet (neu erwor-
bene Flächen vom Kanton) im Eigentum der Gemeinde, während die rot markierten Flächen an die 
E. Müller AG übergehen. Der Parkplatzbereich hinter dem Hafen bleibt weiterhin im Gemeindebesitz. 
Bei der letzten Zonenplanrevision wurde der betroffene Teil des Kieswerks – bislang in der öffentli-
chen Zone – in eine Arbeitszone umgezont, um dem Betrieb Planungs- und Bestandssicherheit zu 
gewährleisten. Der bestehende Gewässerraum ist mit einer Breite von 15 Metern ab der Uferlinie 
festgelegt; innerhalb dieses Bereichs gilt Bauverbot. Bestehende Anlagen geniessen Bestandesschutz, 
dürfen aber bei Zerstörung nur ersetzt, nicht erweitert werden. Zusätzlich gilt ein Strassenabstand 
von drei Metern zur Seestrasse. Der Gemeinderat kam zum Schluss, dass die betroffenen Landflächen 
für die Gemeinde langfristig keinen unmittelbaren Nutzen haben und daher ein Kauf- und Verkaufs-
deal mit dem Kanton und dem Kieswerk sinnvoll erscheint. Finanziell ergibt sich für die Gemeinde 
aus Kauf und Verkauf ein positiver Saldo von rund CHF 820’000.–, was zugleich zur Reduktion der 
Gemeindeschulden beiträgt. Das Geschäft dient der Existenz- und Planungssicherung des Kieswerks 
und soll an der Urne beschlossen werden. Die Bevölkerung wird vorab über das Güttinger Blättli und 
gegebenenfalls an einer Informationsveranstaltung detailliert informiert. 
 
Ein Anwesender erkundigt sich, ob der Kauf der Kantonsparzelle und der Verkauf an das Kieswerk 
getrennt oder gemeinsam an der Urne behandelt werden. Urs Rutishauser erklärt, dass es sich um 
ein einziges Geschäft handle, da der Gemeinderat nur unter der Bedingung des gleichzeitigen Ver-
kaufs tätig werden wolle, um Einnahmen zu generieren und nicht noch weitere Ausgaben zu haben. 
 
Fredy Eggenberger äussert grundsätzliche Bedenken. Er betont, dass der Seeanstoss das Wertvollste 
sei, was Güttingen besitze, und spricht sich gegen eine Abgabe von Seeuferland aus. Andere Ge-
meinden würden Land im Uferbereich enteignen oder zurückkaufen, um es der Öffentlichkeit zu-
gänglich zu machen, während Güttingen das Gegenteil tue. Er appelliert, die Entscheidung im Sinne 
der künftigen Generationen zu überdenken. Urs Rutishauser präzisiert, dass sich das Geschäft aus-
schliesslich auf den Bereich des Kieswerks beziehe, nicht auf den öffentlich genutzten Uferbereich. 
Er erläutert, dass es sich derzeit um eine Vorinformation handle und eine Informationsveranstaltung 
zu diesem Geschäft folgt. 
 
Stand Neubau Werkhof 
Urs Rutishauser informiert, dass die Baubewilligung vom Kanton voraussichtlich bis Ende Juni 2025 
eintreffen soll. Derzeit ist noch eine Einsprache hängig, welche die Sache verzögere. Man hofft je-
doch, dass bald mit dem Bau begonnen werden kann. 
 
Umbau altes Gemeindehaus – Hort 
Theodor Fritschi berichtet, dass vor rund zehn Tagen der Umzug der Gemeindeverwaltung ins neue 
Gebäude erfolgreich abgeschlossen wurde. Der Start in den neuen Räumlichkeiten sei gut verlaufen. 
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Bereits in der darauffolgenden Woche hätten die Abbrucharbeiten für den Umbau des Horts begon-
nen. Der Bauverwalter Maurizio Francese koordiniere die Handwerksbetriebe eng getaktet, sodass 
die Arbeiten zügig und ohne Unterbrüche voranschreiten. Das Ziel sei, dass der Hort am 20./21. Juli 
2025 von der Bachstrasse in die neuen Räumlichkeiten umziehen könne. Somit soll der Betrieb pünkt-
lich zum Schulbeginn Anfang August wieder aufgenommen werden. Gleichzeitig soll auch die neue 
Kita den Betrieb aufnehmen. Nach aktuellem Stand verläuft alles planmässig. Theodor Fritschi ver-
weist auch auf den öffentlichen Spielplatz beim Hort. Dieser erfreue sich grosser Beliebtheit. Er dankt 
dem Frauenverein Güttingen ganz herzlich für die zwei Tische die sie gesponsert haben, sowie dem 
Wald für die kostenlose Bereitstellung des Holzes. Die Sitzgarnituren werden bereits rege genutzt. 
Theodor Fritschi lädt alle Anwesenden ein, den Spielplatz zu besuchen – sei es mit Kindern oder 
einfach zum Verweilen. Es sei eine schöne Anlage, die zur Belebung des Quartiers beitrage. 
 
Diverse Baustellen 
Urs Rutishauser gibt einen Überblick über den aktuellen Stand der grössten Bauprojekte in der Ge-
meinde. In der Überbauung „Alte Schmitte“ sind mittlerweile alle Wohnungen bezogen, mit Aus-
nahme von zwei Gebäuden, die sich noch im Umbau befinden. Aktuell wohnen dort 46 Personen, 
darunter fünf Kinder unter zwölf Jahren. Zwei Kinder wurden im Jahr 2023 geboren, ein weiteres 
2024, und ein Neugeborenes ist erst kürzlich hinzugekommen. Von einer „Kinderschwemme“ kann 
jedoch noch nicht gesprochen werden. Ähnlich sei die Situation im Otmarhof, wohin die Verwaltung 
kürzlich umgezogen ist. Dort findet am 27. September 2025 gemeinsam mit dem Kinderhort der Tag 
der offenen Tür statt. In der Überbauung gibt es 50 Wohnungen, von denen derzeit 21 bewohnt 
sind. Insgesamt leben dort 29 Personen, bislang ohne Kinder. Die Entwicklung entspreche dem all-
gemeinen Trend zu Einpersonenhaushalten, wie er auch in den Medien beschrieben wurde. Der 
Durchschnitt liegt aktuell bei 1,4 Personen pro Wohnung. Familien mit Kindern seien bisher noch 
kaum eingezogen. Die Überbauung „Bruag“ umfasst 55 Wohnungen, der Bezug ist zwischen April 
und August 2026 geplant. In der Überbauung „Seewärts“, für die derzeit auch die Fernwärmeleitung 
erstellt wird, sollen 60 Wohnungen entstehen, mit einem Bezugszeitraum Winter 2026/2027. Bei der 
Überbauung „Seewies“ sind 37 Wohnungen vorgesehen. Auch hier ist der Bezug für 2026 bis 2027 
geplant. Diese Bauten werden voraussichtlich einen grossen Bevölkerungszuwachs in Güttingen aus-
lösen. Per 31. März 2025 beträgt die offizielle Einwohnerzahl 2’798 Personen. Zählt man die neuen 
Bewohnerinnen und Bewohner der „Alten Schmitte“ sowie Saison- und Wochenaufenthalter hinzu, 
ergibt sich aktuell eine effektive Zahl von 2’993 Einwohnerinnen und Einwohnern. Zum Projekt Lauf-
stall Egloff informiert Urs Rutishauser, dass das Bauprojekt öffentlich aufgelegt war. Insgesamt seien 
neun Einsprachen eingegangen, darunter eine Sammeleinsprache mit 58 Unterschriften. Das Dossier 
sei an den Kanton, respektive an das Landwirtschaftsamt, zur Beurteilung weitergeleitet worden. Die 
Zuständigkeit liege somit nicht bei der Gemeinde. 
 
Save the Date 
Urs Rutishauser gibt wichtige Daten und Anlässe für das Jahr 2025 bekannt: 
− 22. Juni 2025: Vereinsempfang anlässlich des Eidgenössischen Turnfests in Lausanne, Beginn um 

14.25 Uhr 
− 1. August 2025: 75-Jahr-Jubiläum des Frauenturnvereins Güttingen im Rahmen der Bundesfeier 
− 22. August 2025: Wave-Festival – Dorffest mit Neuzuzügeranlass 
− 23. August 2025: Wave-Festival, mit Watergames und Party 
− 27. September 2025: Tag der offenen Tür im Gemeindehaus und Hort 
− 12. November 2025: Gemeindeversammlung Budget 2026 
 
Personelles 
Urs Rutishauser informiert, dass die bisherige Leiterin Steuern, Leila Gasmi, eine neue Stelle in Amris-
wil angetreten hat. Ihre Nachfolge in Güttingen übernimmt Herr Pascal Gloor, der seit dem 1. Januar 
2025 im Amt ist. 
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Umfrage Nr. 10 
 
Armin Griesemer stellt Fragen zum Protokoll der letzten Gemeindeversammlung, speziell zum Umbau 
des alten Gemeindehauses und zu den Kosten von CHF 90'000 für die Kita. Er erkundigt sich, wie es 
mit einem Drittel der Kosten aussieht, also rund CHF 30'000, wenn kein Mieter einzieht. Er fragt, ob 
ein Mieter gefunden wurde und ob dadurch 30'000 Franken wegfallen und die Kosten auf 60'000 
Franken sinken. Theodor Fritschi erläutert, dass es heutzutage schwierig ist, einen Mieter zu finden. 
Ein zweiter Mieter konnte nicht gefunden werden und nachträglich wurde nicht mehr gesucht. Die 
RehaEx, die ursprünglich einziehen wollte, verbleibt in ihren eigenen Büros. Es stehen jedoch zwei 
Zimmer leer, die im Moment nicht benötigt werden. Diese werden künftig einmal pro Woche von 
der Musikschule benutzt. Bezüglich der Kosten wird festgehalten, dass diese leicht tiefer ausfallen, 
jedoch nicht auf 60'000 Franken reduziert werden können. Ein zusätzlicher Aufgang wurde nicht 
gebaut, da die normalen Zugänge genutzt werden konnten. Die Zimmer, WC und Küche werden 
wie vorgesehen genutzt, und die Gesamtkosten belaufen sich voraussichtlich auf 80'000 bis 90'000 
Franken, wie aus den vorliegenden Offerten hervorgeht. 
 
Kathrin Pickhahn erkundigt sich, was mit dem Güttinger Wappen vom alten Gemeindehaus passiert. 
Sie fragt, ob es an den Neubau wandert, ob es noch passt und ob es von der Gemeinde mitgenom-
men wird. Urs Rutishauser erklärt, dass am neuen Gemeindehaus eine neue Rose angebracht wurde, 
pulverbeschichtet. Diese wird noch mit den Wappen-Farben foliert. Das frühere Wappen bleibt beim 
alten Gemeindehaus, da das Haus immer noch von der Gemeinde genutzt wird (Kinderhort). 
 
Bruno Schelldorfer möchte wissen, warum Vergaben zum Neubau Werkhof nicht im SIMAP ausge-
schrieben wurden. Urs Rutishauser erklärt, dass die einzelnen Arbeitsgattungen des Projekts unter-
halb des Schwellenwerts einer Ausschreibung liegen. 
 
Weiter wird gefragt, ob zwischen dem Volg und der neuen "Schmitte" beim Übergang noch ein 
Fussgängerstreifen eingezeichnet werden könnte. Urs Rutishauser antwortet, dass gemäss Kanton 
eine Querungshilfe ausreichend sei. Die Anzahl Autos sowie Fussgänger ist für die Erstellung eines 
Fussgängerstreifens zu gering. Er informiert, dass weiter oben an der Kantonsstrasse auch ein Fuss-
gängerstreifen angefragt wurde (höhe Kirche). Auch dort wird es nur eine Querungshilfe geben.
 
Urs Rutishauser weist darauf hin, dass falls jemand einen Verfahrensfehler oder einen Mangel an der 
Versammlungsführung rügen möchte, dies umgehend zu erfolgen hat. Er fragt, ob jemand eine Rüge 
platzieren will. Es gibt keine Wortmeldungen. 
 
Im Anschluss an die Versammlung lädt Urs Rutishauser alle zu einem Apéro ein. Der Gemeinderat 
freut sich auf den Austausch. Urs Rutishauser bedankt sich für die zahlreiche Teilnahme und 
schliesst die Gemeindeversammlung um 22.45 Uhr. 
 
 
Gemeindeversammlung Güttingen 
 
Gemeindepräsident Gemeindeschreiberin 
 
 
 
Urs Rutishauser Elisabeth Isik 
 


